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Die  römische  Diktatur. 


Von 


Dr.  Pardon, 

Oberlehrer. 
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BERLIN  1885. 

R.  Gaertners  Verlagsbuchhandlung 

Hermann  Ileyfelder. 
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iJie  Diktatur  wurde  bei  einer  den  Geschichtschreibern  unbekannten  Veranlassung  in  den 
ersten  Jahren  nach  dem  Regifugium,  jedenfalls  vor  der  Secession  der  Plebs  und  der  Einsetzung 
der  Tribunen  eingeführt.  Die  ausgedehnte  Gewalt,  welche  den  Diktatoren  eingeräumt  wurde,  wird 
als  eine  Form  des  Imperium  bezeichnet,  die  der  königlichen  Gewalt  fast  gleich  stand  ^).  Es  mufs 
befremden,  dafs  so  kurze  Zeit  nach  der  Abschaffung  des  Königtums  eine  Institution  ins  Leben 
gerufen  wurde,  welche  einen  mit  grofser  Anstrengung  unter  Beteiligung  des  ganzen  Volkes  be- 
seitigten Zustand  wieder  einzuführen  schien.  Im  Sinne  der  Römer  wäre  das  ein  Rückschritt 
gewesen,  den  nur  ganz  aufserordentliche  Umstände  erklären  und  rechtfertigen  konnten.  Rühmen 
doch  die  Römer  ihre  Verfassung  als  einen  bis  in  die  kleinsten  Einzelnheiten  sich  stetig  und 
konsequent  entwickelnden  Bau,  welcher  durch  das  Zusammenwirken  einer  Reihe  von  Generationen 
entstanden,  den  jeweiligen  Verhältnissen  angepafst  wurde  und  dadurch  Festigkeit  und  Bestand 
erhielt*).  Wir  werden  demnach  die  Zeitverhältnisse  in  den  ersten  Jahren  der  Repubük  prüfen 
müssen,  um  eine  Erklärung  dieses  Widerspruchs  zu  finden. 

Zum  Sturze  der  Monarchie  hatten  mehrere  Umstände  mitgewirkt,  die  teils  in  der  damals 
die  ganze  alte  Welt  beherrschenden  Bewegung,  teils  in  der  Gharakterbesctjaffenheit  des  letzten 
römischen  Königs  ihren  Ursprung  hatten.  In  fast  allen  griechischen  Staaten  hatte  man  die  monar- 
chische Gewalt  beseitigt  und  an  ihre  Stelle  aristokratische  Regierungen  gesetzt.  Das  Beispiel  des 
gröfsten  Kulturvolkes  der  damaligen  Zeit  konnte  auf  den  römischen  Staat  nicht  ohne  Einflufs 
bleiben.  Der  vielleicht  vorhandenen  Neigung,  eine  ähnliche  Veränderung  in  Rom  eintreten  zu 
sehen,  kam  der  letzte  Tarquinier  durch  sein  Verhalten  unbewufst  entgegen.  Sein  offen  hervor- 
tretendes Streben,  anstelle  der  durch  die  Aristokratie  vielfach  beschränkten  Monarchie  eine  un- 
beschränkte Alleinherrschaft  zu  setzen,  entfremdete  ihm  bald  die  Gemüter  der  Patrizier  umsomehr, 
als  sie  von  ihm  für  ihre  Unterstützung  bei  seiner  Thronbesteigung  Belohnung,  nicht  offenbare 
Zurücksetzung  erwarten  zu  dürfen  glaubten.  Der  Frevel  eines  Angehörigen  des  Königshauses  gegen 
eine  edle  Frau  und  die  Bedrückung  der  Plebejer  durch  harten  Frohndienst  brachten  den  längst 
gehegten  Groll  zum  Ausbruch,  und  die  Tarquinier  wurden  aus  Rom  für  alle  Zeiten  verbannt 

Der  Gewinn  von  dieser  Umwälzung  fiel  der  Aristokratie  allein  zu,  denn  diese  tritt  jetzt  in 
den  ausschliefslichen,  fast  unumschränkten  Besitz  des  Regiments.  Aber  die  bisherigen  altbewährten 
Institutionen  werden  nicht  beseitigt,  sondern  nur  modifiziert^);  auch  hier  wird,  wie  dieses  bei 
allen  Veränderungen  der  römischen  Verfassung  stets  geschah,  an  das  Bestehende  angeknüpft. 
Brutus,  mit  dessen  Namen  die  Überlieferung  die  Einführung  der  republikanischen  Regierungsform 
verbindet,  hat  zwar  die  Beseitigung  der  herrschenden  Dynastie  mit  aller  Energie   durchgesetzt; 

>)  Ranke,  Weltgeschichte  II,  S.  4. 


>)  Qc.  de  repttbl.  II,  56. 


*)  ibid.  II,  1. 
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aber  die  Verfassung  umzustürzen  und  eine  andere  Staatsforni  einzuführen,  hält  er  für  schwierig, 
ja  selbst  eine  Beratung  darüber  für  mifslich.  Er  erkennt  offen  an,  dafs  die  Könige  die  Stadt 
grofs  und  glüci<lich  gemacht;  durch  sie,  sagt  er,  sei  Rom  Gebieterin  vieler  Menschen  geworden. 
Um  aber  die  der  Monarchie  gewöhnlich  folgenden  Übel  nicht  wieder  aufkommen  zu  lassen,  solle 
man  den  Namen  der  Staatsverfassung  ändern  und  die  künftigen  Gewalthaber  nicht  mehr  Könige 
nennen.  Nicht  einem  Einzigen  dürfe  man  fortan  die  Entscheidung  über  alle  Angelegenheiten  an- 
heimgeben, sondern  zwei  Männern  solle  die  königliche  Gewalt  übertragen  werden.  Die  Amtsgewalt 
dieser  Magistrate  solle  nicht  lebenslänglich  sein,  sondern  auf  Ein  Jahr  beschränkt  werden^). 

So  entstand  das  Amt,  dessen  Inhaber  anfangs  Prätoren,  später  Konsuln  genannt  wurden; 
die  höchste  Machtbefugnis,  welche  in  der  Zeit  der  Monarchie  den  Königen  auf  Lebenszeit  über- 
tragen worden  war,  erhielten  die  Konsuln  nur  für  eine  bestimmt  abgemessene  Frist.  Durch  diese 
Beschränkung  und  durch  die  absolute  Gleichberechtigung  beider  Konsuln  wurde  dem  Mifsbrauch 
vorgebeugt,  sowie  durch  die  Bestimmung,  dafs  die  Magistrate  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  Rechenschaft 
ablegen  mufsten,  den  Trägern  der  höchsten  Gewalt  Vorsicht  bei  ihren  Amtshandlungen  geboten. 

Die  Wahl  der  Magistrate  wurde  in  den  Centuriatcomitien  vorgenommen,  d.  h.  in  der  nach 
dem  Vermögen  in  5  Klassen  und  193  Centurien  zu  einer  politischen  Vereinigung  verschmolzenen 
Versammlung  der  Patrizier  und  Plebejer.  Den  Plebejern  wurde  dadurch  rechtlich  ein  Eintlufs 
auf  den  Ausfall  der  Wahlen  eingeräumt;  aber  faktisch  lag  die  Entscheidung  in  den  Händen  des 
Senats.  Denn  das  versammelte  Volk  konnte  den  Kandidaten,  welche  der  Senat  vorschlug,  seine 
Stimmen  zwar  verweigern,  aber  es  hatte  nicht  das  Recht,  seinerseits  Vorschläge  über  die  Person 
des  zu  kreirenden  Magistrats  zu  machen.  Durch  die  Abstimmung  sollte  nicht  die  Willensmeinung 
des  Volks  dargelegt,  sondern  nur  dessen  Zustimmung  und  Huldigung  ausgesprochen  werden.  War 
auf  diese  Weise  die  Wahl  des  von  der  Regierung  nominierten  Kandidaten  zustande  gekommen, 
so  hatte  damit  das  Volk  anerkannt,  dafs  es  seine  Pflicht  sei  dem  unter  seiner  Mitwirkung  ge- 
wählten Magistrat  Gehorsam  zu  leisten'). 

So  schien  die  Macht  der  Patrizier  nach  der  Vertreibung  der  Könige  noch  mehr  befestigt 
zu  sein  als  vorher.  Aber  bald  änderte  sich  die  Situation.  Als  die  Tarquinier  Schritte  zur  Re- 
habilitierung ihrer  Herrschaft  thaten,  zeigte  sich,  dafs  sie  noch  viele  Anhänger  hatten.  Leicht 
gelingt  es  den  Abgesandten  des  vertriebenen  Königs,  selbst  die  nächsten  Verwandten  der  Konsuln 
in  eine  Verschwörung  zu  verwickeln.  Zwar  büfsen  diese  Unbesonnenen  ihren  Frevel  gegen  die 
neue  Verfassung  mit  dem  Tode,  aber  Tarquinius  ist  durch  den  ersten  mifslungenen  Versuch  nicht 
entmutigt.  Von  ihm  gewonnen  unternimmt  es  der  Clusinerfürst  Porsena,  die  vertriebene  Dynastie 
mit  Wafi'engewalt  wieder  einzusetzen.  Mit  grofser  Anstrengung  wird  Rom  vor  dem  Untergang 
bewahrt,  doch  das  ganze  Gebiet  auf  dem  rechten  Tiberufer  geht  verloren'). 

Die  Haltung  der  Plebejer  scheint  während  dieser  Zeit  ebenfalls  die  Besorgnis  der  Patrizier 
erregt  zu  haben.  Das  sehen  wir  aus  den  Zugeständnissen,  die  der  Plebs  gemacht  werden.  Man 
befürchtete  nicht  mit  Unrecht,  dafs  die  Aussicht  auf  Vorteile,  die  sie  unter  dem  gegenwärtigen 
Regiment  nicht  erwarten  durften,  die  Plebejer  veranlassen  könnte  sich  auf  die  Seite  des  Tarquinius 
zu  schlagen.  Deshalb  werden  ihnen  die  öfi'entlichen  Abgaben  erlassen,  welche  sie  während  der 
Königsherrschaft  hatten  leisten  müssen*);  im  Volskerlande  und  in  Cumä  läfst  der  Staat  Getreide 

>)  Dionys.  v.  Halik.  V,  73,  74.  >)  Schwegler,  Rom.  Gesch.  II,  S.  107.  •)  Ranke,  Weltgesch.  II,  S.  43. 
«)  Dioa.  V.  Halik.  V,  22. 
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ankaufen,  um  d.e  Getreidepreise  zu  ermäfsigen.      Auch   wird   der  Salzhandel  den  Privatpersonen 
we.1  sie  zu  hohe  Preise  hielten,   entzogen  und  in  die  Verwaltung  des  Staates  übernommen;   Zoll 
und  Schofs    sollen    fortan   nur  von    den  Reichen    aufgebracht  werden^).      Noch    andere  Vorteile 
werden  gewährt,   und  zwar  solche,  welche  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Plebejer  verbessern 
Das  Valensche  Provokationsgesetz  wurde  ohne  Widerspruch  der  Patrizier  angenommen  und  dadurch 
den  Centunatcomitien,  in  welchen  es  rogiert  war,  die  Bedeutung  einer  höheren  Instanz  zuerkannt 
an  die  der  Verurteilte  gegen  den  Urteilsspruch  der  Magistrate  appellieren  durfte.    Die  von  Valerius 
Pophcola  eingeführte  Sitte  innerhalb  des  Weichbildes  der  Stadt  die  Beile  aus   den  Rutenbündeln 
der  Liktoren  wegzulassen»),   war  die  erste  Anerkennung  der  Volkssouveränität,   vor  der  auch  der 
höchsle  Beamte  Achtung  haben   mufste.     So  nachgiebig  hätte  sich   die   herrschende  Partei  nicht 
gezeigt,  wenn  sie  nicht  durch  die  Not  dazu  gezwungen  worden  wäre. 

Besonders  bedenklich  war,  dafs  es  selbst  unter  den  vornehmsten  Geschlechtern  einige  gab 
namentlich  die  Familie  des  eben  erwähnten  Valerius  und  die  des  Horatius,  welche  sich  entschieden 
auf  die  Seite  der  Plebs  neigten"). 

Noch  schwieriger  wurde  die  Lage,  als  es  dem  Tarquinius  gelungen  war,  in  den  Latinern 
neue  Bundesgenossen  zu  gewinnen.     Dreifsig  Völkerschaften,  so  lautete  die  sichere  Kunde    hätten 
sich  gegen  Rom  verschworen.    Mit  ihnen  verbündet  und  begleitet  von  zahlreichen  Anhängern    die 
seiner   Sache  treu   geblieben   und  ihm  in  die  Verbannung  gefolgt  waren,    zieht  der  vertriebene 
Konig  gegen  Rom.    Die  Ratlosigkeit  wird  vergröfsert  durch  den  Verdacht,  dafs  selbst  die  damaligen 
Konsuln  Anhänger  der  Tarquinier  seien  *).    Im  Senate  selbst  ist  man  uneinig  über  die  zu  ergreifenden 
Mafsregeln,  zumal  das  Volk  wenig  Bereitwilligkeit  zeigt  für  die  Patrizier  zu  kämpfen,  da  nur  diese 
allem  von  einem   glücklichen  Erfolge   eines  Krieges   Vorteile  zu  erwarten    hätten.      Die  Plebejer 
klagen,  dafs  sie  durch  ihre  Schulden  fast  erdrückt  würden;  nur  wenn  man  ihnen  die  Schuldenlast 
erhefse,  wollten   sie   mit  den  Patriziern  Gemeinschaft  haben.     Es  scheint,  demnach,  dafs  die  Er- 
leichterungen, welche  man  dem  Volke  gewährt  hatte,   nicht  ausreichend  waren.     In  der  Ratsver- 
sammlung raten  die  Gemäfsigten,  an  ihrer  Spitze  M.  Valerius,   ein  Bruder  des  Valerius  Poplicola 
die  berechligten  Forderungen  des  Volkes  zu  bewilligen.    Die  Gegenpartei  will  von  keiner  Konzesssioii 
etwas  wissen.     Besonders  Appius  Claudius   tritt  mit  der  ganzen  Schärfe   und  Rücksichtslosigkeit 
welche  die  Grundzüge  des  claudischen  Charaktertypus  bilden»),  gegen  die  Plebejer  auf.    In  seinen 
Augen  sind  diese  eine  nimmer  zufrieden  zu  stellende  Rotte  verkommenen  und  Uederlichen  Gesindels 
Der  Erlafs  der  Schulden,  behauptet  er,  werde  die  Lage  des  Staates  nicht  bessern,   sondern  ver- 
schhmmern,   da  dann  die  Unzufriedenheit  auf  die  Reichen  übergehen  würde.     Denn   diese  hätten 
gegründetes  Recht  zu  klagen,  wenn  man  ihnen  ihr  rechtmäfsig  erworbenes  Besitztum  zu  Gunsten 
des  Pöbels  entrisse.     Daher  müsse  man  den   unersättlichen  und  unbegrenzten  Wünschen  der  un- 
verstandigen Menge  Schranken  setzen.    Wolle  die  Plebs  nicht  kämpfen,  so  werde  dem  Staate  kein 
grofser  Nachteil    daraus  erwachsen,    da   ja  die  Besitzlosen  im   Heere  nur   als  Anhängsel  in  der 
hintersten  Schlachtreihe   ständen  und  somit  keinen   namhaften  Einflufs  auf  die  Entscheidung  des 
Kampfes  üben  könnten«). 

Die  schrofl-ere  Ansicht  siegte:    man    beschlofs    durch    energische  Malsregeln    die    innem 
Unruhen  niederzuhalten.    Zugleich  mufste  aber  auch  der  drohenden  Kriegsgefahr  wirksam  begegnet 


»)  Liv.  H,  9. 
Rom.  Gesch.  II,  S.  58. 


»)  Cic.  de  rep.  II,  31.  «)  R.nte  H,  s.  48. 

•)  DioD.  V.  Hai.  V,  63-69. 


*)  Liv.  II,  18.  »)  Schwegler 
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„erden.  Da.u  schienen  üie  gegenwärtig  im  Amte  stehenden  ^^^^^  J'f'  ""^J^Z 
Insin  ungeeignet,  die  konsularische  Gewalt  überhaupt  nicht  ausre.chend.  D.e  Dupl.c.Ut  de. 
Ansichten  ""«««'8"«  „ewöhnlichen  Verhältnissen  sich  bisher  bewährt  haben  mochte, 

"Z^^'T^:^::^^^^  ->e  sa..,  ^e.  Staate  leicht  die  «^^r^en  Nach.Ue  b™^^^^^ 
Nur  d^rch  schnelles  Eingreifen  war  hier  zu  helfen;  deshalb  mufste  man  d.e  höchsU  Gewalt  n 
hmZ  eines  Einzigen  le»en  und  diesem  eine  möglichst  unbeschränkte  Gewalt  emraumen.  Das 
d.e  Hand  e.nes  E.nz.gen  le„en  ausgedehnten   Machtvollkommenheit  ausgestattet, 

77  rZS:^^^^  le  ZerlstelLg  des  Königtums  auf  Zeit"  genannt  hat'), 
dafs  man  d.e  f ""»"'  ""' J,7'  ""J^j,^^  ,;„„   selbstgewählten  Despoüe   unterwerfen')-  als  den 

""'  "''  rerNa^eClT  war  übrigens  nicht  der  nrsprOngliche,  vielmehr  hiefs  dieser  Magis.. 

viel  flüher  in  den  launischen  Städten  ).    Auen  mag  uun  uc 

;  t    aber  auch  die  Benennung  dieses  Amtes  von  anderswoher  -^^^^^^Jl  n    h! 

«v  I  •     fi    ifi  *\  Recker  11.  2.  Abt.  S.  163. 

,  Sc.w..ler  ,1,  S.  120.  J)  ;>ion.  v«  H«!  V^«^^         '>  ^^  l'^  „,  ,  l^\.  ,51;  L.o,e,  r«.. 

»)  Rubino,  UDtersuchungeo  über  rom.  Verf.  n.  Gesch.   ,  b.  Ho.  '  ,^^     y^f  d„  Servius 

Altert.  I,  S.  143;  Herzog,  Gesch.  u.  Syst.  der  rbm.  SU.tsverf.,  S.  128  u. ..  ) 

ToUius,  S.  517. 
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Vollgewalten  geradezu  aus,  wahrend  die  Einrichtung  der  Archonten  von  dem  Gedanken  der  Teilung 
der  Gewalt  unter  mehrere  ausging.  Die  Diktatur  nähert  sich  also  mehr  der  Monarchie;  das  attische 
Archontat  aber  ist  gerade  der  Gegensatz  dieser  Staatsform.  Auch  hefse  sich  schwerlich  der 
Nachweis  fuhren,  dafs  regelmäfsig  in  jedem  zehnten  Jahre  ein  Diktator  eingesetzt  worden  sei. 
Ebenso  wenig  können  wir  der  Ansicht  beitreten,  dafs  die  Diktatur  eine  zugleich  mit  dem  Konsulat 
entstandene  Einrichtung  sei*).  Denn  es  ist  kaum  anzunehmen,  dafs  die  aristokratische  Partei 
sogleich  nach  der  in  ihrem  Interesse  erfolgten  Beseitigung  der  Monarchie  durch  Einfuhrung  der 
Diktatur  eine  der  Königsgewalt  in  ihrer  Machtstellung  so  ähnliche  Gewalt  ins  Auge  gefafst  habe. 
Natürlich  lautete  der  offizielle  Text  der  lex  über  die  Bestimmung  der  Diktatur  nicht  so, 
dafs  ein  einseitiger  Parteistandpunkt  hervortrat.  Vielmehr  hiefs  es,  dieses  Amt  solle  ein  aufser- 
ordentliches  sein  und  nur  in  gefahrvoller  Lage  als  ultimum  auxihum  *)  dienen,  um  den  Staat  zu 
retten.  Es  sollte  namentlich  in  Anwendung  kommen,  wenn  ein  gefahrlicher  Krieg  oder  bürgerliche 
Zwistigkeiten»)  eine  schnelle  Abhülfe  verlangten.  —  Nachdem  die  DikUtur  einmal  eingesetzt  war, 
wurde  sie  gewifs  nicht  allein  zur  Niederhaltung  des  Plebs  benutzt;  aber  dafs  sie  besonders  in 
dem  Ständekampfe  vielfach  von  den  Patriziern  zur  Behauptung  ihrer  Sonderinteressen  gebraucht 
wurde,  wird  wohl  nicht  geleugnet  werden  können*).  Ein  Beweis  dafür,  dafs  die  Diktatur  ursprünglich 
eine  gegen  die  Plebs  gerichtete  Mafsregel  war,  liegt  auch  darin,  dafs  dieses  Amt  nach  der  Gleich- 
stellung beider  Stände  selten  mehr  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Könnten  wir  von  Fall  zu  Fall 
konsUtieren,  unter  welchen  besonderen  Umständen  jedesmal  die  Einsetzung  eines  Diktators  beliebt 
worden  ist,  so  würde  unzweifelhaft  damit  ein  Gradmesser  für  die  jeweilige  Stimmung  der  Parteien 
innerhalb  der  patrizischen  Bürgerschaft  und  zugleich  für  die  grössere  oder  geringere  Widerstands- 
kraft der  Plebs  gegeben  sein. 

Vor  der  Gefahr,  dafs  diese  Institution  sich  gegen  die  Interessen  der  aristokratischen  Partei 
wende,  sicherte  man  sich  durch  genau  präzisierte  Bestimmungen,  welche  trotz  der  scheinbaren 
Unbeschränktheit  der  diktatorischen  Macht  dem  Mifsbrauche  derselben  vorbeugten.  Die  eigentüm- 
liche Vorschrift  über  die  Einsetzung  in  dieses  Amt  schlofs  von  vornherein  den  Einflufs  des  Volkes 
auf  die  Bezeichnung  einer  ihm  genehmen  Persönlichkeit  aus.  Der  Diktator  wurde  nämlich  nicht 
in  den  Centuriatcomitien  gewählt,  sondern  von  einem  der  gerade  fungierenden  Consuln  ernannt; 
die  Entscheidung  darüber,  ob  und  wann  die  Ernennung  eines  Diktators  geboten  sei,  war  allein 
dem  Senate  anheimgegeben.  Die  Plebejer  widersprachen  dieser  Verordnung  nicht,  weil  sie  die 
ganze  Tragweite  derselben  augenblicklich  nicht  erkannten  ^) ;  über  die  Unrechtmäfsigkeit  einer  nicht 
durch  Volks  wähl  eingesetzten  Magistratur  trösteten  sie  sich,  weil  nach  einer  ferneren  Bestimmung 
nur  Consulare  zu  Diktatoren  sollten  ernannt  werden  können*),  also  Männer,  bei  deren  Wahl  sie 
wenigstens  früher  hatten  mitwirken  dürfen.  Die  Patrizier,  die  durch  diese  Bestimmung  ihrer 
grofsen  Mehrzahl  nach  ebenfalls  von  jeder  direkten  Einwirkung  auf  die  Ernennung  der  Diktatoren 
ausgeschlossen  waren,  glaubten  in  der  Solidarität  der  Standesinteressen  eine  Garantie  dafür  zu 
haben,  dafs  nur  solche  Männer  würden  ernannt  werden,  welche  den  Intentionen  der  patrizischen 
Majorität  gemäfs  zu  handeln  versprächen.  Bei  der  durch  das  Gesetz  so  beschränkten  Anzahl  wahl- 
fähiger Männer  war  in  der  That  ein  Mifsgriff  um  so  weniger  zu  befürchten,  als  die  voranigegangene 


»)  Mommsen,  Rom.  Gesch.  I,  S.  255.  »)  Liv.  VI,  38.  »)  Cic.  de  leg.  111,  3. 

Altert.  I,  S.  542  ff.  »)  Dion.  v.  Halik.  V,  70.  «)  Liv.  11,  18. 


*)  Lange,  Rom. 
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Amlsföhiung  die  Gesinnungen  und  Fähigkeilen  der  in  Frage  kommenden  Personen    bereits  klar- 

gelegt  hatte.  ,.  ,.  ,. 

Der  technische  Ausdruck  für  die  Berufung  zu  diesem  Amte  war  dicUtorem  dicere;  die 
sonst  noch  vorkommenden  Ausdrücke:  facere.  creare,  renuntiare  und  legere  dicUtorem  smd  auf 
eine  Nachlässigkeit  der  Schriftsteller  zurückzuführen.  -  Durch  das  Wort  .dicere"  soUte  eben  die 
Ernennung  gegenüber  der  sonst  üblichen  Wahl  hervorgehoben  werden.  Der  ähnliche  Laut  ver- 
führte schon  die  Alten  zu  einer  falschen  Etymologie;  daher  wurde  die  Amtsbezeichnung  Diktator 
vielfach  von  dicere  abgeleitet.  Diese  Ableitung  ist  aber  falsch;  das  Wort  dictator  ist  vielmelii- 
abzuleiten  von  dictare  =  unbeschränkt  verfügen^).  Die  Ernennung  durch  einen  Konsul  ist  durch 
die  lex  curiata  de  dictatore  creando  ausdrücklich  vorgeschrieben;  des  Anrechtes  in  irgend  welcher 
Weise  dabei  mitzuwirken,  hatte  sich  das  Volk  begeben,  wie  oben  bereits  erwähnt  worden  ist. 
Daher  beruht  die  Ansicht,  dafs  die  Diktatoren  anfangs  in  den  Curiatcomiüen  gewählt  worden  seien  ), 
auf  einer  Verkennung  der  Umstände,  unter  welchen  diese  Magistrate  eingeseUt  wurden,  und  die 
angeführten  BeweissteUen  sind  nicht  überzeugend'). 

Den  Auftrag  zur  Ernennung  eines  Diktators  erhielt  einer  der  Konsuln  durch  em  Senatus- 
consultum.  Dai^  ein  solches  vorhergegangen  sein  mufste.  ist  unzweifelhaft,  und  in  denjenigen 
Stellen  in  welchen  der  Senatsbeschlufs  nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  ist  dieser  weggelassen,  weil 
er  selbstverständlich  war.  Keineswegs  aber  war  es,  wie  behauptet  worden  ist*)  ohne  diesen  Auftrag, 
dem  Consul  freigestellt,  wenn  die  Wiederherstellung  der  ursprünglichen  Einheit  der  Magistratur 
nötig  schien,  die  kollegialische  Gleichberechtigung  zu  suspendieren  und  einen  dritten  Amtsgenossen 
mit  dem  Titel  eines  DikUtors  zu  ernennen",  sondern  es  bedurfte  jedesmal  der  Autorisation  durch 
den  Senat.  Zudem  hätte  der  Diktator,  selbst  wenn  dieser  Modus  der  Ernennung  zulässig  gewesen 
wäre,  nicht  als  „Amtsgenosse"  der  Konsuln  bezeichnet  werden  dürfen.  Denn  der  DikUtor  tritt, 
wie  wir  unten  auseinanderseUen  werden,  sogleich  nach  Übernahme  seines  Amtes  an  die  Stelle  der 
bisherigen  Beamten,  deren  imperium  während  der  Diktatur  erlischt. 

Das  Recht  einen  Diktator  zu  ernennen,    ist  wohl  für  alle  Zeiten  den  Konsuln  allem  vor- 
behalten geblieben»),  schon  deswegen,  weil  niemand  eine  höhere  Würde  verleihen  durfte   als  die, 
welche    er    selbst  besafs.     Nun  waren  allerdings   die  Konsuln,    sobald    ein  Diktator   ernannt  war, 
diesem  während  der  Dauer  seines  Amtes  untergeordnet;    da    aber    die  Konsuln    in    dem   regium 
imperium  schon  die  höchste  SUatswürde  besafsen,    so  konnte  es  eigentlich  kerne  höhere    als    die 
ihre  geben.    Die  gröfsere  Macht  der  diktatorischen  Gewalt  lag  nur  darin,  dafs  bei  der  Einfuhrung 
dieses  Amtes  die  beschränkenden  Bestimmungen,  welchen  die  Konsuln  unterworfen  waren,  in  die  lex 
de  dictatore  creando  nicht  mit  aufgenommen  wurden«).    Wie  streng  man  an  dieser  Besümmung 
festhielt,  zeigt  am  treffendsten  das  Bedenken  gegen  die  GeseUlichkeit  der  Ernennung  durch  einen 
tribunus  militum  consulari  potestate.    Als  nämüch  die  für  das  Jahr  423  v.  Chr.  zur  Führung  des 
Krieges   gegen    die  Vejenter    gewählten  Kriegstribunen    durch  ihre  Uneinigkeit  eine  schimpfliche 
Niederlage  der  Römer  verschuldet  hatten  und  die  Bürger  einen  Diktator  verlangten,   mufsten    die 
Augurn  ausdrücklich  erklären,  dafs  der  Ernennung  eines  DikUtors  durch  einen  Magistrat,  der  zwar 
an  die  Stelle  des  Konsulats  getreten  war,  aber  nicht  den  in  der  lex  vorgeschriebenen  Titel  führte, 


«)  Schwcgler,  Rom.  Gesch.  11,  S.  122,  Anna.  1. 
Altert.  II,  2,  S.  155,  Aom.  345;  Schwegler  II,  S.  124. 
•)  Rubioo,  Unters,  über  röm.  Verf.  u.  Gesch.  I,  21. 


«)  Niebohr,  Rom.  Gesch.  I,  593. 
*)  Mommseo,  Röm.  Gesch.  1,  253. 


•)  Becker,  Rom. 
•)  Liv.  XXII,  8. 
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kein  religiöses  Hindernis  entgegenstehe,  ehe  man  sich  zu  dieser  Exemtion  entschlofs  ^).  Und  selbst 
in  diesem  Falle  wird  die  mildere  Rechtsauslegung  wohl  nur  wegen  der  raifslichen  Lage  des  SUates 
von  den  Augurn  in  Anwendung  gebracht  worden  sein').  Mit  dieser  Erklärung  der  Augurn  war 
aber  die  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Ernennung  von  DikUtoren  durch  Konsulartribunen  im 
Prinzip  entschieden,  und  es  war  nicht  notwendig,  dals  (wie  aus  dem  Ausdrucke:  augures  consulti 
eam  religionem  exemere  geschlossen  worden  ist)*)  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Konsulartribunen 
ausdrücküch  durch  die  Augurn  ermächtigt  werden  mufsten.  Als  geradezu  gesetzwidrig  wurde  es 
bezeichnet,  dafs  Sulla*)  seine  eigene  Ernennung  durch  einen  Interrex  vornehmen  liefs,  so  wie  auch 
das  Verfahren  des  JuHus  Cäsar,  der  sich  durch  einen  Praetor  zum  DikUtor  ernennen  liels*),  als 
ein  rechtwidriges  verurteilt  wurde. 

Die  Maximaldauer  der  DikUtur  war  auf  sechs  Monate  festgesetzt*),  eine  Bestimmung, 
welche  die  Möglichkeit  eines  Mifsbrauches  der  höchsten  Gewalt  auf  einen  möglichst  kurzen  Zeit- 
raum beschränkte.  Ging  das  Amtsjahr  der  Consuln,  von  deren  einem  der  DikUtor  ernannt  worden 
war,  zu  Ende,  so  mufste  dieser  ebenfalls  abdanken,  selbst  wenn  die  gesetzlich  ihm  für  sein  Amt 
bewilligten  sechs  Monate  noch  nicht  abgelaufen  waren.  Eine  fernere  Beschränkung  der  DikUtur 
lag  darin,  dafs  sie  stets  zu  einem  bestimmten  Geschäfte  verliehen  wurde.  War  dieses  in  kürzerer 
als  der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Frist  erledigt,  so  galt  es  für  wünschenswert  und  löblich, 
dafs  der  DikUtor  sofort  auf  seine  nun  gegenstandlos  gewordene  Gewalt  verzichtete'). 

Schwierig  ist  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  der  Senat  dem  mit  der  Ernennung 
eines  Diktators  beauftragten  Konsul  zugleich  die  Person  bezeichnete,  welche  er  ernannt  wissen 
wollte.  Dafs  dieses  geschehen  sei,  ist  unwahrscheinhch.  Denn  man  kann  doch  nicht  annehmen, 
dafs  man  den  höchsten  Beamten  der  Republik,  der  gesetzlich  die  Ernennung  zu  vollziehen  hatte, 
zu  der  untergeordneten  RoMe  eines  blofsen  Werkzeuges  habe  herabsetzen  können,  welches  unter 
Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten  dem  Befehle  des  Senates  nachkommen  mufste.  War  ja  doch 
mit  der  Ernennung  eines  DikUtors  zugleich  der  teilweise  Verzicht  des  die  Nominierung  vollziehenden 
Konsuls  auf  seine  eigene  Würde  verbunden.  Mufste  daher  der  Senat  nicht  bestrebt  sein,  die 
Konsuln,  deren  Wirksamkeit  durch  die  Erklärung,  dafs  ein  Diktator  notwendig  sei,  als  unzureichend 
und  der  augenblicklichen  Situation  nicht  gewachsen  erklärt  wurde,  nicht  wenigstens  dadurch  für 
die  Verzichtleistung  auf  ihr  Amt  entschädigen,  dafs  er  ihrem  eigenen  Ermessen  anheimstellte,  einen 
Mann  auszuwählen,  dem  zu  weichen  keine  Demütigung  für  die  Verzichtleistenden  enthielt?  Dafs 
der  Senat  gewöhnlich  die  Aufmerksamkeit  des  Konsuls  auf  eine  bestimmte  Person  gelenkt  habe, 
deren  Ernennung  ihm  wünschenswert  war,  ist  natürlich ;  ebenso  darf  man  wohl  voraussetzen,  dafs 
in  den  meisten  Fällen  eine  Einigung  darüber  zu  sUnde  gekommen  sei.  In  der  Zeit  des  Stände- 
kampfes mögen  die  Konsuln  wohl  öfter  selbst  die  Einsetzung  eines  DikUtors  beantragt  und  einen 
Mann  bezeichnet  haben,  den  sie,  sobald  sie  durch  das  Senatuskonsultum  ermächtigt  sein  würden, 
zu  ernennen  beabsichtigten.  Thaten  sie  dieses  nicht,  so  lenkten  sie  ihre  Wahl  auf  die  dem  Senate 
erwünschte  Persönhchkeit,  wenn  sie,  wie  dies  wohl  meist  der  Fall  gewesen  sein  wird,  sich  über- 
zeugt   halten    konnten,    dafs    dadurch    das  Parteiinteresse  wirksam    gefördert  werden  würde.     In 


>)  Liv.  IV,  38.  »)  Rttbioo  a.  a.  0.  I,  21,  Anm.  «)  Göttliog;  Staatsverf.  S.  282.  *)  Cic. 

ad  Attic.  IX,  15.  *)  Caes.  de  bell.  civ.  II,  21.  •)  Liv.  III,  29;  Cic.  de  leg.  III,  9.  ')  Mommseo, 

Röm.  SUatsrecht  I,  S.  509. 

LaiMiut.  B..0.  1885.  2 
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schwierigen  Ugcn  des  Staates  mag  ein  Eingehen  auf  den  Vorschlag  des  SenaU  den  Konsuln  sogar 
wünschenswert  erschienen  sein,  weil  sie  dadurch  jeder  Verantwortlichkeit  für  die  Folgen  enthoben 
wurden.  Aber  die  Vorschläge  des  Senats  waren  für  sie  keineswegs  bindend.  Dies  bezeugen  die  nicht 
seltenen  Fälle,  in  welchen  Personen,  die  dem  Senate  keineswegs  sympathisch  waren,  wider  seinen 
Willen,  ja  sogar  ihm  zum  Hohne  ernannt  wurden »).  Von  der  oben  angeführten  Vorschrift,  dafs 
zu  Diktatoren  nur  Konsulare  ernannt  werden  sollten,  wird  häufig  abgewichen.  Da  die  Authenticität 
der  lex  de  dictatore  creando  weder  erwiesen  noch  widerlegt  ist,  so  können  wir  über  diese  Aus- 
nahmsßlle  nicht  mit  Bestimmtheit  urteilen.  War  die  lex  wirklich  authentisch,  so  ist  die  erwähnte 
Bestimmung  dadurch  erklärlich,  dafs  zu  der  Zeit,  als  die  DikUtur  entstand,  keine  höheren 
Magistrate  aufser  den  Konsuln  vorhanden  waren,  die  Auswahl  also  auf  die  Konsulare  beschränkt 
bleiben  mufste,  wenn  man  das  Gesetz,  nach  welchem  ein  höheres  Amt  nicht  durch  einen  niedriger 
gestellten  Beamten  verliehen  werden  durfte,  aufrecht  erhielt.  Als  es  später  mehrere  curulische 
Ämter  gab,  interpretierte  man  die  lex  vielleicht  dahin,  dafs  nunmehr  alle  diejenigen  Männer, 
welche  ein  solches  Amt  bekleideten  oder  bekleidet  hatten,  Diktatoren  werden  durften.  War  in  der 
lex  die  Bestimmung,  dafs  nur  Konsulare  ernannt  werden  sollten,  nicht  enthalten,  so  müssen  wir 
annehmen,  dafs  Livius,  der  jene  Beschränkung  ausdrücklich  als  gesetzliche  Vorschrift  betont'),  von 
dem  in  der  ersten  Zeit  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Modus  einen  falschen  Schlufs  auf  die 
spätere  Zeit  gezogen  habe. 

Eine  Konsequenz    der  Einheit    des    dikUtorischen   Imperium  war    das  Zurücktreten    aller 
übrigen  Magistrate.    Dieses  Zurücktreten  ist  jedoch  nicht  so  aufzufassen,  als  hätten  alle  Magistrate 
ihr  Amt  sofort  nach  Eintritt  einer  Diktatur  niederlegen  müssen,  vielmehr  ist  von  einer  Abrogation 
der  Magistrate  nirgends  die  Rede.     Aber  der  Ausschlufs  der  Kollegialität,  welcher  ein  besonderes 
Merkmal  der  Diktatur  ist,  führte  notwendiger  Weise    auf  die  zeitweise. Suspendierung  aller  Amls- 
funküonen  der  übrigen  Gewalten.   Da  das  imperium,  d.  h.  die  Befugnis  selbständig  Amtshandlungen 
auszuführen,  einzig  in  der  Person  des  Diktators  concentriert  war,  so  konnte  nur  er  allein  als  be- 
fugter Träger  magistraüscher  Macht  gelten,    und  alle  andern  Beamten  durften  nur  dann  amüiche 
Funktionen    verrichten,    wenn    sie  von    ihm  ausdrücküch    damit  beauftragt  waren.     Der  DikUtor 
mufste  aber  auch  von  den  anderen  Beschränkungen,  welchen  die  Konsuln  unterworfen  waren,  frei 
sein,    wenn    die  Nachteile    vermieden  werden    sollten,    die    aus   der  Duphcität  der  konsularischen 
Gewalt  so  leicht  entstehen  konnten.    Deshalb  durfte  er  die  Appellation  an  eine  höhere  InsUnz  nicht 
dulden:    ihm    gegenüber   gab  es  keine  Provocation.     Ebenso  wenig  wäre  es  mit  der  Bestimmung 
der    DikUtur    vereinbar    gewesen,    wenn    der  Diktator    nach  Ablauf   seines  Amtes  wegen    der    in 
dringender  Lage  des  Staates  von  ihm  getroffenen  Mafsnahmen  hätte  Rechenschaft  ablegen  müssen. 
Aus    diesem  Grunde    wurde    er  von   jeder  Verantworthchkeit    für    seine  Amtshandlungen    befreit. 
Der  SteUung  des  Diktators  gemäfs  waren  auch  die  seine  Macht  äufserlich  dokumenüerenden 
Insignien:   das  in  ihm  vereinigte  imperium  der  beiden  Konsuln  wurde  gekennzeichnet  durch  die 
doppelte  Anzahl  von  Liktoren.     So  lange  also  die  Konsuln  nur  je  sechs  Liktoren  hatten,  hatte  er 
deren  zwölf,  als  aber  jeder  der  Konsuln  zwölf  Liktoren  erhielt,   wurden  dem  Diktator  als  insigne 
seines  nicht  geteilten  imperium  deren  vierundzwanzig  gewährt*). 


»)   Die   eklaUntesUu    Beispiele   sind   lasammengestellt    in    Becker,    Rom.  Altert.  II,  2,  S.  159,   Aom.  354. 
*)  II,  18.  ')  Moinmseii,  Küui.  SUatsrecht  I,  S.  304. 
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Eine  so  ausgedehnte  Machtfülle  in  der  Hand  eines  einzigen,  noch  dazu  von  jeder  Verant- 
wortlichkeit ausdrücklich  befreiten  Magistrats,  hätte  trotz  der  erwähnten  Beschränkungen  dem  Bestände 
der  republikanischen  Staatsförm  leicht  geßhrlich  werden  können.  Und  doch  ist  das  durch  Verleihung 
der  Diktatur  ausgedrückte  Vertrauen  äufserst  selten  gemifsbraucht  worden,  niemals  so  weit,  dafs 
der  Inhaber  dieses  Amtes  eine  ungesetzliche  Alleinherrschaft  an  sich  gerissen  hätte.  Dieses  lag 
einerseits  in  der  freiwilligen  Selbstbeschränkung  der  Individuen  und  der  Unterordnung  des  Einzeln- 
willens unter  die  Staatsinstitutionen,  andererseits  wurde  durch  die  in  den  meisten  Fällen  nach 
sorgfaltiger  Prüfung  zwischen  dem  Senate  und  den  Konsuln  getroffene  Vereinbarung  über  die  zu 
ernennende  Person  die  Gefahr  des  Mifsbrauchs  beseitigt.  Weil  aber  der  Senat  selbständig  darüber  zu 
verfügen  hatte,  wann  er  die  Einsetzung  einer  Diktatur  für  geboten  erachtete,  so  lag  es  ganz  in  seiner 
Gewalt  vorher  die  Gesinnung  der  fungierenden  Konsuln  genau  zu  sondieren,  um  sich  vor  einem 
Mifsgriff  sicher  zu  stellen.  Allerdings  sind  mitunter  die  Konsuln  gegen  ihren  Willen  durch  den 
Senat  veranlafst  worden  einen  Diktator  zu  ernennen;  aber  auch  dann  gehorchten  sie,  weil  sie  den 
Appell  an  ihren  Patriotismus  bei  dem  grofsen  moralischen  Einflufs  der  höchsten  politischen 
Körperschaft  nur  auf  Kosten  ihrer  eigenen  Reputation  hätten  unberücksichtigt  lassen  dürfen.  Über 
die  öffentliche  Meinung  kann  sich  eben  nur  ein  durch  seine  geistigen  Fähigkeiten  allen  Zeitgenossen 
eminent  überlegener  Mann  ungestraft  hinwegsetzen ;  jeder  andere  wird  früher  oder  später  in  seine 
Schranken  zurückgewiesen  werden,  selbst  wenn  ihm  eine  Zeitlang  die  Behauptung  seines  Willens 
gelingen  sollte.  So  werden  z.  B.  die  Claudier,  deren  Geschlecht  eine  ganze  Reihe  energischer 
Männer  aufzuweisen  halte,  wegen  ihrer  undiplomatischen,  die  Zeitverhältnisse  niemals  berücksich- 
tigenden und  stets  nur  einen  egoistischen  Parteistandpunkt  betonenden  Einseitigkeit,  welche  sie 
veranlafste,  oft  gegen  den  Willen  der  Mehrheit  sich  offen  aufzulehnen,  schon  im  Altertum  ver- 
urteilt*); und  kein  einziger  Claudier  kann  aus  diesem  Grunde  als  ein  wahrhaft  grofser  Mann 
bezeichnet  werden*). 

Die  eben  geschilderte  Machtfülle  besafs  der  Diktator  nur  dann,  wenn  er  seditionis  sedandae 
oder  rei  gerendae  causa  ernannt  war,  denn  zu  diesem  Zwecke  allein  war  ursprünglich  dieses  Amt 
eingesetzt  worden;  die  später  zu  anderen  Zwecken  eingerichteten  Diktaturen,  von  denen  unten 
gehandelt  werden  wird,  hajten  nur  ein  dem  bestimmten  Geschäfte,  zu  dessen  Erledigung  sie  be- 
rufen waren,  entsprechendes  Imperium^). 

Die  der  optima  lege  eingesetzten  Diktatur  gegebene  Amtsgewalt  blieb  jedoch  von  der 
während  des  Ständekampfes  alle  Magistrate  betreffenden  Beschränkung  ebenfalls  nicht  unberührt. 
Zunächst  wird  zu  untersuchen  sein,  wie  sich  das  Verhältnis  der  Diktatur  der  tribunicischen  Inter- 
cession  gegenüber  gestaltet  habe.  Der  in  der  konsularischen  KoUegiahtät  gegen  die  Willkür  der 
Beamten  g«»gebene  Rechtsschutz  des  Bürgers  kam  den  Plebejern  nicht  in  dem  Mafse  zu  gute,  dafs 
sie  dadurch  hätten  befriedigt  werden  können.  Denn  es  wird  wohl  kaum  vorgekommen  sein,  daJfe 
ein  Konsul  jemals  gegen  ein  zu  Ungunsten  eines  Plebejers  gefälltes  Urteil  von  seinem  Einspruchs- 
recht gegen  seinen  patrizischen  Kollegen  Gebrauch  machte.  Es  ist  demnach  natürlich,  dafs  die 
Plebs  vor  allem  darauf  bedacht  war,  eine  aus  ihrer  Mitte  zu  bestellende  Behörde  neben  den 
patrizischen  Magistraten  sich  zu  verschaffen,  von  der  sie  wirksameren  und  bereitwilligeren  Schutz 
erwarten  durfte,  als  ihr  bisher  zu  teil  geworden  war.   Eine  günstige  Gelegenheit  zur  Realisierung 
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dieses  Wunsches  bot  sich,  als  die  Patrizier  durch  die  Sezession  auf  den  heiligen  Berg  in  die  Not- 
wendigkeit versetzt  waren,  sich  mit  dem  Volke  über  den  beiden  Teilen  möglichst  günstigen  modus 
vivendi  zu  vereinigen.    Die  Patrizier  wufslen  es  so  einzurichten,  dafs  §ie  bei  der  getroflenen  Ver- 
einbarung keines  ihrer  bisherigen  Prärogative  aufgaben;    die  Plebejer  gewannen   in  den  Tribunen 
eine    ursprünglich    zwar    nur    mit   negativen  Rechten    ausgestattete   aber  in  der  Folgezeit  immer 
gröfseren  EinHufs  gewinnenden  Behörde.    Die  Tribunen  waren  in  ihrer  staatsrechtlichen  Bedeutung 
keine  Magistrate:    sie    hatten    keinerlei    imperium;    aber   für    die  Plebejer  waren    sie   trotz  ihrer 
anfanglich  untergeordneten  Stellung  von  unschätzbarem  Wert,  weil  sie  jedem  einzelnen,    der  ihre 
Hilfe  in  Anspruch  nahm,  durch  ihre  UnverleUlichkeit  den  wirksamsten  SchuU  gewähren  konnten. 
Sie  waren  zunächst  eingesetzt,  um  der  Willkür  der  Konsuln  zu  steuern;  es  fragt  sich  nun,  ob  sie 
befugt  waren,    auch    den    Diktatoren    gegenüber  von    dem    ihnen   zustehenden    Recht   der  Inter- 
cession  Gebrauch  zu  machen.   Unter  den  Bestimmungen,  welche  über  den  Umfang  der  tribunicischen 
Amisbefugnisse  zwischen  den  beiden  Ständen  vereinbart  wurden,  Hndet  sich  keine,  welche  auf  eine 
Beschränkung  des  diktatorischen  imperium  schliefsen  liefse,    und    da    in  der  vor  der  Entstehung 
des  Tribunats  gegebenen  lex  de  dictatore  creando  von  einer  intercessio  tribunicia  natürlich  nicht 
die  Rede  sein  konnte,    so  durfte   der  Diktator   den  Tribunen  gegenüber  sich  auf  die  gesetzlichen 
Verordnungen  berufen,  sobald  diese  versuchten  das  Einspruchsrecht  zu  beanspruchen.  Ja  der  DikUtor 
mulste  sogar  dieses  Recht  ausdrücklich  leugnen  M,  wenn  er  die  ihm  gesetzlich  zugestandene,  unbe- 
schränkte Machtbefugnis  nicht  als  illusorisch  erscheinen  und  damit  die  Bedeutung  seines  Amtes  über- 
haupt schmälern  lassen  wollte.   Wurde  ja  doch  der  Befehl  des  DikUtors  immer  wie  ein  Gottesurteil 
angesehen');  eine  Einsprache  gegen  seine  Anordnungen  mufste  also  gleichsam  als  Widersetzlichkeit 
gegen   eine  göttliche  Autorität  erscheinen.    Auch    konnte  jeder  Diktator    sich    mit  vollem  Rechte 
darauf  berufen,    dafs  er  nur    infolge  einer    aufserordentlichen   Notlage   des  Staates  in   Funktion 
getreten  und  die  Ausführung  seines  Auftrages  nur  dann  möglich  sei,  wenn  er  ohne  jede  Rücksicht 
auf  irgend  eine  andere  Gewalt  seine  Verfügungen   treflen  dürfte;  jede  aufserordentliche  Mafsregel 
mufste  als  durch  die  Umstände  geboten  und  gerechtfertigt  anerkannt  werden.     Einem  energischen 
Diktator  gegenüber  war  daher  jeder  Tribun  machtlos,  und  wenn  einmal  ausnahmsweise  sein  Einspruch 
Berücksichtigung  fand,  so  geschah  dieses  infolge  des  freien  Entschlusses,    nicht   auf  Grund  einer 
Berechtigung  oder  Nötigung.   Ein  sprechendes  Beispiel  dafür  wird  uns  aus  dem  zweiten  Samniter- 
kriege  überliefert.     Der  Diktator  Papirius  Cursor  wird  durch  ungünstige  Anspielen  veranlafst  nach 
Rom  zu  gehen;  sein  bei  dem  Heere  zurückbleibender  Magister  equitum  Quintus  Fabius  erhält  den 
strengen  Befehl  jeden  Kampf  mit  den  Samnitem    zu  vermeiden.    Durclu  Kundschafter    wird    die 
Nachricht  gebracht,  dafs  die  Feinde  sich  in  völliger  Auflösung  befmden.     Da  übertritt  Fabius  das 
Gebot  seines  DikUtors;  er  greift  die  Feinde  an  und  trägt  einen  glänzenden  Sieg  davon.     Auf  die 
Nachricht  davon  kehrt  der  Diktator  zum  Heere  zurück  voll  Zorn  über  die  VerleUung  der  dikUtorischen 
Gewalt.     Die  Liktoren  erhalten    den  Auftrag,    den  Befehlshaber   der  Reiterei    zu    entkleiden    und 
Ruten  und  Beile  bereit  zu  halten.     Vergebens  bittet  das  ganze  Heer  für  den  Unglücklichen,    ver- 
gebens fleht  sein  aller  Vater  den  erzürnten  Diktator  an.     Endlich  nimmt  das  Volk  zu  Bitten  und 
Beschwörungen  seine  Zuflucht,  und  erst  jeUt  wagen  die  Tribunen  den  Diktator  anzuflehen,  dafs  er 
der  Jugend  des  Fabius  Verzeihung  gewähren  möge.   Da  erst  erklärt  der  DikUtor,  dafs  der  Majestät 
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der  höchsten  Gewalt  Genugthuung  geschehen  sei;  Fabius  werde  dem  römischen  Volke  geschenkt, 
geschenkt  der  tribucinischen  Gewalt,  welche  ihm  durch  Bitten  nicht  von  Rechts- 
wegen Hilfe  geleistet  habe^). 

Viele  ähnliche  Beispiele  bestätigen,  dafs  die  Kompetenz  der  Tribunen  den  DikUtoren 
gegenüber  rechtlich  nicht  ausreichte,  um  diese  zu  einer  Änderung  ihrer  Beschlüsse  und  Anord- 
nungen zu  nötigen.  Wenn  nichtsdestoweniger  besonders  in  der  späteren  Zeit  der  Republik  die 
Tribunen  vielfach  ihren  Willen  durchsetzten,  so  lag  der  Grund  entweder  in  zu  grofser  Nachgiebigkeit 
der  belreffenden  DikUtoren  oder  in  der  Zeitslrömung,  gegen  welche  ohne  Gefahrdung  der  SUats- 
interessen  nicht  angekämpft  werden  konnte.  Dafs  die  Volkslribunen ,  gestützt  auf  ihre  ünverlelz- 
lichkeit,  die  ihnen  gesetzlich  eingeräumten  Befugnisse  möglichst  weit  auszudehnen  suchten*),  lag 
in  der  Natur  ihrer  Stellung.  Da  diese  Versuche  aber  meistenteils  heftige  Parteikämpfe  hervor- 
riefen, in  denen  die  Patrizier  sich  gewöhnlich  auf  die  Seite  derjenigen  Magistrate  stellten,  gegen 
deren  Autorität  sich  die  AgiUtion  der  Tribunen  richtete,  so  war  der  Erfolg  derselben  in  den 
meisten  Fällen  nicht  erheblich,  und  wenn  wirklich  ein  Zugeständnis  nicht  zu  umgehen  war,  so 
wurde  dieses  in  einer  Weise  gemacht,  bei  welcher  die  Würde  der  Magistrate  unangeUstet  Wieb*). 
Während  also  die  Volkstribunen  gegen  die  patrizischen  Magistrate  überhaupt  wenig  auszurichten 
vermochten,  so  lange  die  Adelspartei  zusammenhielt,  so  waren  sie  in  der  ersten  Zeit  der  Repubhk 
den  Diktatoren  gegenüber  eigentlich  vollständig  machtlos.  War  ja  doch  das  Tribunal  ausdrücklich 
zu  dem  Zwecke  eingesetzt  worden,  um  ein  Gegengewicht  gegen  die  dem  Volke  unerträglich  schei- 
nende Machtbefugnis  der  Konsuln  zu  bilden.  Da  nun  aber  die  Funktionen  dieses  Magistrats  mit 
dem  Eintritt  einer  Diktatur  aufhörten,  so  waren  die  Tribunen  von  diesem  Momente  an  eigentlich 
überflüssig  geworden,  weil  zur  Zeit  die  Behörde  nicht  vorhanden  war,  gegen  deren  Übergrifle  sie 
das  Volk  ihrer  Bestimmung  gemäfs  zu  schützen  hatten.  Es  konnte  also  mit  Fug  und  Recht  von 
der  Regierung  behauptet  werden,  dafs  der  DikUtur  gegenüber  die  tribunicische  Gewalt  nicht  in 
Anwendung  gebracht  werden  dürfe. 

Welchen  Einflufs  die  Gesetze  des  Jahres  449  v.  Chr.  auf  die  Stellung  der  DikUtur  aus- 
geübt haben,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Nach  einer  Bestimmung  der  leges  Valeriae  Horatiae 
sollte  ungestraft  getötet  werden  dürfen,  wer  einen  Magistrat  ohne  Provokation  aufstellen  würde*). 
Es  fragt  sich  nun,  ob  durch  diese  Bestimmung  die  Diktatur  betroffen  wurde.  Gesetzlich  schwerlich. 
Denn  das  Valerische  Gesetz  war  entsUnden  infolge  der  traurigen  Erfahrungen,  die  man  mit  dem 
Decemvirat  gemacht  hatte;  es  war  ausdrücklich  dazu  bestimmt,  für  die  Zukunft  ähnliche  Vor- 
kommnisse unmöglich  zu  machen.  Die  rücksichtslose  VerleUung  aller  Schranken,  welche  in  einem 
geordneten  SUatswesen  durch  GeseU  und  Sitte  jedem  SUatsbürger  geseUt  sind,  war  nur  möglich 
gewesen  bei  der  unbeschränkten  Gewall,  die  man  in  die  Hände  der  Zehnmänner  gelegt  hatte, 
ohne  Vorkehrungen  gegen  den  möglichen  Mifsbrauch  zu  treffen.  Es  waren  während  der  Zehn- 
männerherrschaft alle  andern  Magistrate  aufgehoben  worden;  selbst  die  Volkstribunen  hatte  man 
beseitigt.  Die  Amisdauer  der  Dezemvirn  war  von  vornherein  auf  ein  ganzes  Jahr  ausgedehnt; 
nach  Ablauf  desselben  wurde  der  thatkräfligsle  und  rücksichUloseste  unter  ihnen  wiedergewählt 
Durch  kluge  Mäüsigung  während  seiner  ersten  Amisperiode  hatte  er  sich  das  Vertrauen  des  arg- 
losen Volkes  in  dem  Mafse  zu  erwerben  gewufst,  daüs  es  ihm  gelang  zu  AmUgenossen  fast  lauter 
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Männer  zu  bekommen,  welche  er  unbedingt  leiten  konnte.  Der  Besitz  der  Alleingewalt  war  für 
einen  Appiw  zu  verführerisch;  sein  frevelhaftes  Benehmen  gegen  eine  schuUlose  Jungfrau  gab 
den  Anlafs  zu  Gesetzen,  welche  den  bei  Einrichtung  des  Zehnmännerregiments  begangenen  poli- 
tischen Fehler  wieder  gutmachen  sollten. 

Dafs  die  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  nach  fast  ebenso  unbeschränkte  Diktatur  niemals 
in  ähnlicher  Weise  gemifsbraucht  worden  ist,  lag  in  der  oben  besprochenen  Einrichtung  dieses 
Amtes;  ein  MifsgrifT  in  betreff  der  mit  dieser  Magistratur  zu  betrauenden  Personen  war  besonders 
deswegen  weniger  zu  befürchten,  weil  die  durch  glänzende  äufsere  Eigenschaften  leicht  zu  be- 
stechende Menge  auf  die  Ernennung  zu  diesem  Amte  keinen  Einflufs  ausüben  konnte.  Zu  einer 
Beschränkung  eines  Instituts,  welches  sich  bisher  so  glänzend  bewährt  hatte,  lag  keine  Veran- 
lassung vor;  wollte  man  auch  fernerhin  in  gefahrUchen  Zeitläutten  einen  zuverlässigen  Schutz 
haben,  so  musste  man  die  alte  Einrichtung  unverändert  bestehen  lassen.  Dafs  durch  die  leges 
Valeriae  die  Diktatur  in  irgend  einer  Weise  ausdrücklich  beschränkt  worden  sei,  läfst  sich  nicht 
nachweisen;  die  Provokation  von  dem  Diktator  ist  also  wahrscheinlich  gesetzlich  nicht  gestattet 
gewesen.  Ebensowenig  ist  die  Stellung  der  Tribunen  zu  den  Diktatoren  durch  jene  Gesetze  ver- 
ändert worden.  Vielmehr  zeigt  es  sich,  dafs  selbst  der  Versuch,  durch  das  auxilium  tribunicium 
die  Aushebung  zu  verhindern,  nach  Ernennung  eines  Diktators  aus  Furcht  vor  dieser  Behörde 
sofort  aufgegeben  wurde,  sobald  der  Diktator  sich  energisch  einem  solchen  Eingriffe  in  seine  Macht- 
befugnis widersetzte*).  Es  ist  deshalb  mit  Recht  behauptet  worden,  dafs  der  Einspruch  der  Tribunen 
„nur  den  moralischen  Wert  einer  Demonstration**  besessen  habe*). 

.Nichtsdestoweniger  ändert  sich  bald  nach  den  leges  Valeriae  die  Stellung  der  Diktatoren: 
auch  sie  konnten  sich  den  Einflüssen  nicht  entziehen,  welche  die  wachsende  Volksmacht  auf  alle 
Magistrate  ausübte;  ja  sie  wurden  allmählich  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  immer  mehr  und 
mehr  entfremdet.  Schon  die  im  J.  445  v.  Chr.  eingebrachte  Rogation,  dafs  auch  Plebejer  zum 
Konsulat  zugelassen  werden  sollten,  hatte  für  die  Diktatur  Folgen,  welche  man  wahrscheinlich 
nicht  vorausgesehen  hatte.  Der  Widerwillen  der  Patrizier  gegen  die  Zulassung  der  Plebejer  zu 
dem  höchsten  ständigen  Staatsamte  führte,  da  man  die  Forderung  der  Plebs  nicht  ganz  zurück- 
weisen konnte,  zu  einem  Kompromifs:  man  suchte  wenigstens  den  Namen  zu  retten,  wenn  man 
auch  die  Sache  nicht  hatte  reiten  können.  Die  neue  Magistratur,  die  den  Titel  tribuni  militares 
consulari  potestate  führte,  war  auch  den  Plebejern  zugänglich'*).  So  oft  die  Patrizier  die  Wahl 
solcher  Beamten  hindern  konnten,  thaten  sie  es  sicher;  und  da  das  Volk  trotz  der  neuen  Errun- 
genschaft zum  gröfsten  Leidwesen  mancher  seiner  ehrgeizigen  Standesgenossen  *)  eine  gewisse  Scheu 
hatte,  den  errungenen  Vorteil  mit  Entschiedenheit  wahrzunehmen,  so  kam  es,  dafs  selbst  diese 
Kompromilsbeamten  nur  selten  gewählt  wurden  (in  den  ersten  23  Jahren  ihres  Bestehens  kommen 
z.  B.  überhaupt  nur  fünfmal  Konsulartribunen  vor).  Die  Zahl  dieser  Beamten,  ursprünglich  auf 
drei  festgesetzt,  wurde  bald  bis  auf  vier,  dann  auf  sechs  vermehrt.  Da  auch  auf  diese  Magistrate 
das  Prinzip  der  Kollegialität  übertragen  wurde,  so  konnte  es  nicht  fehlen,  dafs  bald  Uneinigkeiten 
unter  diesem  vielköpfigen  Regimente  entstanden,  welche  dem  Staate  grofse  Nachteile  brachten. 
Das  nächste  und  von  den  Patriziern  am  liebsten  gewählte  Auskunftsmittel  war  in  solchen  Fällen 
die  Ernennung  eines  Diktators.    So  kam  es,  dafs  nun  die  Diktatur  häufig  in  Anwendung  gebracht 
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wurde,  nicht  selten  auch  dann,  wenn  auch  nicht  einmal  der  Schein  einer  den  Staat  bedrohenden 
Gefahr  vorhanden  war,   die  zu   diesem  „ultimum  auxihum**  nötigte.     Hatte   das  Volk   auct^    e^^^^ 
Macht,  eme  semer  Meinung  nach  unmotiviert  vorgenommene  Ernennung  des  Diktators  zu 
dern    so  verlor  doch  die  Diktatur  dadurch  viel  von  der  Achtung,  die  man  ihr  so  ^n  e    ezd 
hatte,  als  man  an  die  staatsreitende  Mission  derselben  glaubte. 

Bald  gewöhnte  man  sich,  Diktatoren  zur  Ausführung  von  Geschäften  zu  ernennen    welche 
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saften.  d.e  Befugms  auf  r.chterhchem  Gebiete  irgend  welchen  EinHufs  auszuüben.     Nur  in  sofern 

ürsel7fH     ""''""  '"'"""  "'  ''*  ''""^'""'    "^  ''  "'<='"  -«  J-«  •»-  Verantwortu 
für  sem    Mafsnahmen  unterworfen  war.    Je  weiter  der  Kriegsschauplatz  von  Rom  entfernt   war 

desto    na  er   lag  die  Gefahr,    dafs   ein   Diktator  bei«    gerendi   causa    von    der   ihm    wengsl: 

ufenden  Gebrauch  machen  könne.    Die  Besorgnis  vor  möglichem  Mifsbrauch  führte  zu  der  De- 
ZrZ'  b      .  *'"   ''''""'"■   "'""   '"'■'**''"'   ""    '•'*'"'''=''•"'  «'"'"'^«'    -"="««  sich  nur  auf 

dt  Z  H  pT  """  ""  "  '*"  ""■"""■"'  """  '"'«  •"''•"'"'  -'  -  '^-''  Vermehrung 
aer  £abl  der  Pratoren  unnötig  zu  machen. 

Hi,.  .  "i*.  """"l'"'  "'"''  '""■''»""»*»'•*''  Di'"«l"'-en  haben  von  der  ursprünglichen  Bedeutung 
dieses  nstituts  n.chu  mehr  ,1s  den  Namen  behalten:  die  Diktatoren  werden  nur  „och  ernln«; 
als  Stellvertreter  anderer  Magistrate,  wenn  diese  aus  irgend  einem  Grunde  verhindert  wan,n,  einen 
Teü^de^en  obliegenden  Geschäfte  selbst  zu  erledigen.    Daher  wirf  diesen  Diktatoren  ihr  Amt 

')  Uv.VI,2l.         •)U»ge....O.         •)  Liv.  XXVII,  5. 
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•  K.  f  ^h,  MonaU  übertrage...  sondern  ausdrücklich  nur  ßr  so  lange  Zeil,  als  xur  Erledigung 
rlllrl^r^rso  er  osch  die  amtliche  Eigenschaa  eines  d.kutor  c.avi  figendi  causa«, 
jhres  Auftrages  nötig  war  j.  F,rai|u„B   der  mit  dem  Akte  des  Nagelemschlagens 

der  Natur  seines  Auftrages   gemafs  m.l  der  ^''"""»8  J»«  '»'i  „„bedeutenden  Ge- 

terdenti     Da  „ach  Einführung  der  Diktatur  dieser  als  oberster  Magistrat  -^  ^^ 

f       »1«.  ein  mit  diesem  Titel  ausgestatteter  Beamter  ernannt  werden,  und  man  h.elt  sich 

l^^dil     so  ;„;:.::  an  di«  geLuche  Bestimmung,  weil  hei  Ge.egenhe.  e.er  grof.u 

«ercendis 'nur  Leitung  von  Untersuchungen -.euimal  kommt  emdicusenatuiegena    ,       ' 
eiercend.s  )  zur  1.        g  ^^__   ^^^  ^^^^^^  ^^  ^^,„  ,„p,„u„  „jug. 

T7i:jZJ^tlZl^^^^^'^    *■"'«    -P^*'-«»'^''     gehörende  Aussuttung 
iTtdlL  die  DikUtur  aufserhalh  ih.r  ursprünglichen  Besümmung  aj.z^^^^^^^^^  pflegte   „für 

-  -rde=  rziS  u^r  si:  crpf  ^  ^^^ 

hen  Beiln«  die  höchste  Gewalt  in  die  Hand  eines  einzigen  ^"^  ^^::^ 
„.hUgte  diesen  -^^ c^^^^^^ 

Aul   u^rLe^lt  brachte  es  mit  sich,  dafs  das  dem  MagisUr  e,uitum  erU  te  .mper,um 
roweit  ausgedehnt  war,  .s  es  d^D.kU^^^^^^ 

STnZrd:  ;? D e'sC^^^^^  nehen^  dem  DikUtor  gesultete  sich  also  nach 

::         Iter   r/iLmaligen   DikUto.   und   nach   den  Verh^Uiissen,    unter   wUh^ 
Magister  equitum  zur  Ausführung  eines  besümmlen  Auftrages  von  jenem  besteUt  ""^d«' ;" 
Seden.  l  es  ganz  in  der  Hand  jenes  lag,  wie  viel  oder  wie  wenig  er  durch  d.esen  -^^«^^-; 
^^te     Seine  uLügüche  Besümmung  war  jedenfalU  eine  rein  m.Ular.sche      Zur  Führung 
wouie.    ^elne  ursprug  uif.  h.i„»h..„i»»    war  er  von  dem  DikUtor  absolut  abhangig; 

der  Reiterei   dem  DikUtor  als  Gehüte  beigegeben    ),  war  er 


.)Uv.XXVIl,33.      .)  Liv. VII,  18.       ')  Liv.  IX,  26.      •)  Uv.  XXIU,  22.        )  U.gc  ..  ..  ü 
w)  Polyb.  III,  87.  ")  Cic.  de  leg.  111,  9. 


*)  Liv.Vn,  3. 
to)  Liv.  VIU,  32. 
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wenn  er  einen  ihm  gegebenen  Befehl  nicht  streng  nach  dem  Willen  jenes  ausführte  oder  gar 
einem  Verbote  zuwider  handelte,  so  durfte  der  Diktator  ihn  sogar  mit  dem  Tode  bestrafen,  ohne 
dafs  er  nötig  hatte,  jemandem  dafür  Rechenschaft  abzulegen.  Wegen  dieser  Unselbständigkeit  ist 
es  schwer,  den  Rang  eines  Magister  equitum  zu  bestimmen;  dass  er  kein  untergeordneter  ge- 
wesen sein  kann,  folgt  aus  der  alten  gesetzlichen  Bestimmung,  nach  welcher  nur  Konsulare  zu 
diesem  Amte  gewählt  werden  sollten^). 

Deshalb  kann  sein  Verhältnis  zum  Diktator  nicht  ein  dem  zwischen  dem  Könige  und  dem 
Tribunus  celerum  bestehenden  ähnhches  genannt  werden 2).  Denn  trotz  seiner  Abhängigkeit  wurde 
der  Magister  equitum  gewifsermafsen  als  ein  niederer  Kollege  des  Diktators  angesehen,  während 
der  Tribunus  celerum  nichts  anderes  als  ein  Diener  des  Königs  war.  —  Ob  der  Magister  equitum 
den  curulischen  Magistraten  zugehörte  oder  nicht  ^),  kann  nicht  mit  Bestimmtheit  entschieden 
werden,  weil  die  Geschäfte,  zu  denen  er  verwendet  wurde,  zu  mannigfaltiger  Art  waren.  Dafs  er 
oft  Amtshandlungen,  welche  sonst  nur  von  curulischen  Magistraten  ausgeführt  wurden,  im  Auftrage 
des  Diktators  besorgt  habe,  ist  wohl  unzweifelhaft.  Denn  je  mehr  mit  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  römischen  Macht  der  Umfang  der  dem  obersten  Gewalthaber  obliegenden  Pflichten  wuchs, 
desto  häufiger  kam  dieser  in  die  Lage,  die  Stellvertretung  durch  seinen  Magister  equitum  in  An- 
spruch nehmen  zu  müssen.  So  bekleidete  letzterer  also  vorübergehend  bald  dieses,  bald  jenes  Amt, 
ohne  dafs  ihm,  abgesehen  von  der  Führung  der  Reiterei,  faktisch  eine  bestimmte  Amtssphäre  zu- 
gewiesen war.  Es  lag  eben  ganz  in  der  Individualität  des  Diktators,  wie  oft  er  sich  durch  den 
Magister  equitum  vertreten  lassen,  und  welche  Geschäfte  er  ihm  anvertrauen  wollte.  Hatte  er  Grund 
zur  Unzufriedenheit  mit  seinem  Magister  equitum,  so  konnte  er  ihn  sogar  ganz  suspendieren.  So 
verbot  Papirius  dem  Quintus  Fabius,  irgend  welche  amtliche  Handlung  zu  verrichten*),  weil  dieser 
seinem  Befehle  ungehorsam  gewesen  war.  Die  durch  die  lex  de  dictatore  creando  vorgeschriebene 
Beiordnung  eines  Magister  equitum  sollte  die  Möglichkeit  einer  Stellvertretung  sichern;  diese 
zu  benutzen,  konnte  der  Diktator  nicht  gezwungen  werden.  Zog  der  Diktator  allein  ins  Feld*^), 
so  fiel  dem  Magister  equitum,  als  dem  natürlichen  Stellvertreter,  die  ganze  innere  Verwaltung  des 
Staates  zu.  Wie  sich  alsdann  die  Stellung  des  letzteren  dem  Senate  gegenüber  gestaltete,  darüber 
wird  uns  nichts  berichtet.  Ebenso  wenig  wissen  wir,  wer  an  stelle  des  Magisters  equitum  die 
Führung  der  Reiterei  übernommen  habe,  wenn  dieser  auf  Geheifs  des  Diktators  in  Rom  zurück- 
geblieben war. 

Durch  die  dem  Diktator  zugestandene  Unverantwortlichkeit  war  natürlich  auch  der  Magister 
equitum  gedeckt,  weil  dieser  ja  nur  im  Auftrage  seines  Vorgesetzten  handelte.  Selbst  für 
ein  in  übergrofsem  Diensteifer  von  seinem  Untergebenen  begangenes  Verbrechen  ist  der  Diktator 
einzutreten  imstande,  wie  uns  das  Beispiel  der  Ermordung  des  Spurius  Maelius  durch  den  Magister 
equitum  C.  Servilius  Ahala  zeigt®). 

Die  Diktatur  hörte  allmählich  auf,  seitdem  die  Römer  aufserhalh  Italiens  Krieg  zu  führen 
anfingen.  Seit  dem  ersten  punischen  Kriege  werden  nur  drei  für  einen  auswärtigen  Krieg  ernannte 
Diktatoren  mit  vollem  imperium  erwähnt.  „Das  von  der  patrizischen  Aristokratie  geschaflene  Amt 
wurde  nicht  von  der  Demokratie,  sondern  von  der  oligarchischen  Nobilität  zu  Grabe  getragen"'). 


>)  Liv.  II,  18.  »)  Becker  II,  Abt.  II,  S.  178.  »)  Niebuhr  II,  S.  439. 

»)  Liv.  IV,  25.  •)  Liv.  IV,  14,  15.  ')  Lange,  Rom.  Altert.  I,  S.  550. 

Lniaentt.  B.-G.  1S8S. 


*)  Liv.  VIII,  36. 
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Wir  haben  damit  beendet,  was  über  den  Gegenstand  auseinanderzusetzen  unsere  Absicht 
war.     Erschöpft    ist    damit    der  Gegenstand    nicht;    ihn   irgend  erschöpfend   zu   behandeln   hätte 
der  uns  zugemessene  Raum  und  die  uns  hier  gebotene  Gelegenheit  nicht  ausgereicht.     Es  schien 
am   geeignetsten,   das  was  sich   uns  auf  Anlafs  des  geschichtlichen  Unterrichts   und  der  Lektüre 
römischer  Autoren  als  das  für  die  Verwertung  in  der  Schule  Wichtigste  ergeben  hatte,   in  über- 
sichtlicher Form  und  einfacher  Darstellung  zusammenzuordnen,  die  tieferen  Zusammenhänge  aber 
der  hier  erörterten  Erscheinung   mit  dem   gesamten  römischen  Staatsrecht   und  VeHassungsleben, 
sowie  die  controversen  Ansichten,  die  auf  diesem  Gebiete  sich  ergeben  haben,   mehr  anzudeuten 
als  zu  erledigen.    Wenn  wir  damit  eine  brauchbare  Handreichung  für  die  Schule,  dem  anfangenden 
Lehrer  eine  Anregung,    eine   Belehrung    dem   gereifteren  Schüler  geboten  haben,    so    ist    unsere 
Absicht  erreicht,  und  ein  wohlwollender  Beurteiler  mag  dann  auch  diesen  anspruchslosen  Blättern 
die  Anerkennung  eines  gewissen  Mafses  von  Berechtigung  nicht  versagen. 


^ 


Dniek  Ton  W.  PorB«tt«r  in  Berlin,  C. 


